


In der US-amerikanischen Gesellschaft hat Marianne 
Kneuer erlebt, wie ein Präsident „ganz bewusst und 
auf gefährliche Art und Weise die Polarisierung auf 
die Spitze treibt“. So eine Form von Emotionalisie-
rung und Aufgeregtheit wie in der Amtszeit Donald 
Trumps habe sie noch nicht erlebt.

Ein Blick nach Frankreich – zu den Präsident-
schafts- und Parlamentswahlen – zeigt eine andere 
gesellschaftspolitische Entwicklung. „Im Vorfeld 
der französischen Wahlen wurde sehr deutlich, dass 
es nicht nur um eine innerfranzösische Richtungs-
entscheidung ging, sondern vielmehr um das Wei-
terbestehen der EU in ihrer bisherigen Form. Ein 
Sieg von Marine le Pen, deren Wahlkampfthema der 
»Frexit« war, hätte mit einem Austritt aus der EU 
das Integrationsmodell kollabieren lassen“, so die 
Hildesheimer Politikwissenschaftlerin. Der Front 
National konnte in den Wahlen 2017 nicht den 
Wählererfolg einholen und musste sich inhaltlich 
mit zentralen Fragen auseinandersetzen, etwa: Sind 
wir pro-europäisch oder nicht? „Die Wahlen haben 
gezeigt: Die Bevölkerung ist nicht bereit, den anti-
europäischen Weg mitzugehen. Der Front National 
hat große Schwierigkeiten, auf einen Nenner zu 
kommen, teilweise zerfleischt sich die Partei selbst in 
ihren unterschiedlichen Positionen.“

Eigentlich sollte es in der Politik und Gesellschaft 
darum gehen, dass das Zusammenleben funktioniert, 
die Gemeinschaft nicht zersplittert. „Das Problem 
des Populismus: Er ruft in der Gesellschaft Spaltun-
gen hervor – »wir« gegen »die« – das kann man an 
Dokumenten und Reden analysieren“, so Kneuer. 
Merkmale des Populismus sind unter anderem der 
Rekurs auf das Volk und eine Anti-Establishment-
Haltung (people-centrism, anti-elitism), eine starke 
Orientierung an Führungspersonen sowie eine 
diffuse, oft auch widersprüchliche Programmatik, 
Emotionalisierung und Vereinfachung. 

Woher kommt der Populismus?

„Viele populistische Parteien bilden sich aus einer 
Protestbewegung heraus“, sagt Professorin Marianne 
Kneuer. Die Politikwissenschaftlerin befasst sich in 
der Forschung mit der Frage, inwiefern sich europä-
ische Krisen auf die Entstehung von populistischen 
Parteien auswirken. „Was mich interessiert ist, in-
wiefern die europäischen Krisen – etwa die Banken-, 
Finanz- und Verschuldungskrise und die sogenannte 
Flüchtlingskrise – ein Erstarken von populistischen 
Parteien ausgelöst haben.“ Welche Krise hatte wel-
chen Effekt auf die populistischen Parteien? Welche 
Ereignisse haben welche Handlungen ausgelöst und 
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Populisten sind in Wirklichkeit Spalter
Populisten produzieren Differenz und Spaltung in der Gesellschaft. 

Professorin Marianne Kneuer untersucht Erscheinungsformen des Populismus 
in Europa. In einer vergleichenden Analyse zeigt die Politikwissenschaftlerin, 
welchen Effekt Krisen auf den Erfolg oder Nichterfolg von 52 Parteien aus 
allen EU-Staaten haben. Mehr als die Hälfte dieser Parteien existiert seit 

Jahrzehnten und hat sich in die Parteienlandschaft etlicher Länder etabliert, 
andere sind im Kontext der Verschuldungs- und Flüchtlingskrise entstanden. 

Von Isa Lange (Text) und Daniel Kunzfeld (Foto)

// POLITIKWISSENSCHAFT //
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befördert? Um Antworten auf diese Frage 
zu finden, hat Marianne Kneuer seit 2010 
insgesamt 52 Parteien aus allen EU-Staaten 
und dem Europäischen Wirtschaftsraum 
untersucht. Welchen Effekt die Krisen auf 
Erfolg oder Nichterfolg der Parteien hat-
ten, wurde dabei zu mehreren Zeitpunkten 
gemessen an dem Wählerzuwachs bei den 
nationalen Parlamentswahlen. 

Kneuer unterscheidet drei Gruppen von 
populistischen Parteien. Ältere, erfolgrei-
che populistische Parteien mit Präsenz in 
den Parlamenten oder gar in Regierungs-
verantwortung (wie etwa in den skan-
dinavischen Ländern); ältere, aber nicht 
erfolgreiche Parteien, die in den letzten 
Jahrzehnten eher marginalisiert blieben; 
und schließlich neu gegründete Parteien 
und Bewegungen, die im Zuge der Krisen 
entstanden sind (22 Parteien). Mehr als 
die Hälfte dieser Parteien existiert bereits 
Jahrzehnte und hat sich in die Parteien-
landschaft etlicher Länder etabliert, war oder ist in 
Regierungsverantwortung (darunter die österreichi-
sche FPÖ, die Schweizer SVP, die Schwedende-
mokraten, die Norwegische Fortschrittspartei, die 
niederländische PVV, die tschechische ANO und 
die polnische PiS). Interessant ist die Entwicklung in 
der zweiten Gruppe: Jene populistische Parteien, die 
zuvor nur marginale Wählerunterstützung erhiel-
ten, wurden durch beide Krisen eindeutig gestärkt 
und haben einen erheblichen Aufschwung erfahren; 
so etwa UKIP und die griechische Syriza-Partei. 
Fast alle populistischen Parteien, die seit 2010 neu 
gegründet wurden, entstanden im Zuge der Ver-
schuldungskrise – und führten zu teils massiven Ver-
änderungen in den Parteiensystemen der jeweiligen 
Länder. Die Frage nach Koalitionspartnern stellt sich 
dadurch neu, Regierungsbildung wird schwieriger. 
Zum Beispiel in Spanien: Podemos, eine Protestbe-
wegung, die parteiförmig wurde, kam bei der Wahl 
2015 auf 20,7 %. „Für eine Partei, die sich das erste 

Mal bei einer Wahl präsentiert, ist das unge-
heuer viel“, so Kneuer. Fast 35 % der Wähler-
stimmen gingen 2015 in Spanien insgesamt an 
populistische oder neue Parteien. Ähnlich in 
Italien: Dort erlangte die populistische Fünf-
Sterne-Bewegung von Beppe Grillo bei der 
Wahl 2013 auf Anhieb gut 25 % und damit 
den größten Stimmenanteil. Insgesamt verei-
nen die neuen Parteien in Italien ebenfalls ein 
Drittel der Wählerunterstützung. 

Krisen sind zwar Auslöser, aber nicht die 
Ursache für das Auftauchen oder die Verstär-
kung populistischer Parteien, so ein Ergebnis. 
„Sie waren ein Katalysator, der politische 
Konfliktpotenziale, die bereits vorher bestan-
den, mobilisierte. Populisten greifen Prädis-
positionen in der Bevölkerung auf, stacheln 
auf, was schon da ist, machen scharf. Der 
derzeitige Populismus ist durch eine starke 
nationalistische Komponente geprägt, die 
sich in Europa in Form von Euroskeptizis-
mus manifestiert – eine sehr bedenkliche 

Entwicklung. Populismus, Nationalismus und Euro-
pafeindlichkeit sind eine gefährliche Mischung. Das 
macht mir persönlich große Sorge“, so Kneuer. „Das 
Gespenst, das Europa plagt, heißt Nationalpopulis-
mus. Populismus, Nationalismus und in manchen 
Parteien auch autoritäre Denkmodelle gehen eine 
gefährliche Mélange ein.“ Wie reagieren die eta-
blierten demokratischen Parteien auf populistische 
Entwicklungen? „Wir können zwei Entwicklungen 
feststellen: Parteien, die sich an den populistischen 
Diskurs anpassen und jene, die da nicht mitspielen. 
Wir sehen beide Reaktionen.“

Neue Räume, um Informationen zu verbreiten

Marianne Kneuer analysiert außerdem die Rolle 
sozialer Medien in Protestbewegungen, zu deren 
Effekten Mobilisierung und Emotionalisierung zäh-
len. „Das, was wir positiv bei den Protestbewegun-
gen im Arabischen Frühling bewertet und als neue 
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Form der Protestorganisation bei Occupy im Zuge 
der Bankenkrise beobachtet haben, sehen wir nun 
bei den populistischen Parteien unter anderen Vor-
zeichen. Sie instrumentalisieren soziale Medien sehr 
geschickt und zugleich gefährlich, sei es für Polari-
sierung und Aufstachelung, sei es für fake news oder 
gar Hetze. Der digitalen Funktionslogik geschuldet 
hat sich die Hemmschwelle von Protest und Kri-
tik gegen die demokratischen Repräsentanten und 
Institutionen abgesenkt, das betrifft die verbale 
Artikulation in den sozialen Netzwerken ebenso wie 
Offline-Sprüche während Pegida-Demonstrationen 
oder Reden von AfD-Politikern“, so Marianne 
Kneuer. Neue Räume für Informationsverbreitung 
können auch Räume für alternative Wahrheiten wer-
den. Kommunikation war schon immer ein zentrales 
Instrumentarium populistischer Demagogen, in 
Zeiten digitaler Medien umso mehr.

Wie agieren populistische Machthaber in Autokratien?

Was die Perspektive auf die künftige Entwicklung 
angeht, so prognostiziert Kneuer, dass populistische 
Parteien mittelfristig zur Parteienlandschaft gehö-
ren werden. Daher müssen die etablierten Parteien 
Wege finden, der in der Bevölkerung offensichtlich 
bestehenden Nachfrage nach den von Populisten 
angebotenen einfachen Lösungen entgegenzuwirken. 
Der neue Populismus sei ein weltweit verbreitetes 
Phänomen. „Die jeweiligen institutionellen und kul-
turellen Kontexte sowie die differierenden Akteurs-
gefüge sorgen für eine große Bandbreite der Erschei-
nungsformen – und unterschiedlichen Erfolg. Dies 
wird nur im internationalen Vergleich sichtbar“, 
sagt Professorin Kneuer. Ihre vergleichende For-
schung in diesem Bereich wird die Wissenschaftlerin 
fortsetzen, nicht nur in Bezug auf Demokratien. 
Derzeit untersucht die Professorin, welche Funktion 
Populismus in Autokratien hat, wie autokratische 
Führungspersönlichkeiten an der Staatsspitze wie 
Wladimir Putin und Recep Tayyip Erdoğan wirken 
und worin sich populistische Machthaber in Auto-
kratien und Demokratien unterscheiden.

INTERNET UND POLITIK
Wer sich mit den Auswirkungen des Internets 
auf die Gesellschaft und den Verflechtungen 
zwischen World Wide Web und Politik befasst, 
landet früher oder später in einer kleinen Stadt 
in Niedersachsen. An der Universität Hildes-
heim hat Prof. Dr. Marianne Kneuer seit 2011 
die viel beachtete Arbeitsgruppe »Internet 
und Politik« aufgebaut. Professorin Kneuer ist 
stellvertretende Leiterin des Weltverbandes der 
Politikwissenschaftlerinnen und Politikwissen-
schaftler. Mit Dr. Wolf Schünemann wurde ein 
Experte für Netzpolitik, Cybersicherheit und 
Internetregulierung auf die Juniorprofessur 
für Politikwissenschaft mit dem Schwerpunkt 
Internet und Politik berufen.

Die Beschäftigung mit digitalen Medien ver-
knüpft Professorin Marianne Kneuer mit ihrem 
anderen Arbeitsschwerpunkt, der Analyse von 
Demokratien und Autokratien. Wie entstehen 
Autokratien, wie sind sie aufgebaut, warum 
existieren sie dauerhaft? Wie und warum 
brechen Autokratien zusammen? Welche Rolle 
spielt das Internet für das Aufbrechen von 
Machtstrukturen? Wie verlaufen Übergänge zu 
demokratischen Regimen? 

In einem von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft (DFG) geförderten Projekt 
analysiert ein Team um Marianne Kneuer 
»Gravitationszentren autoritärer Herrschaft« 
Feldforschungsaufenthalte führen die Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler nach 
Saudi-Arabien, Venezuela und Kasachstan. 
„Seit einigen Jahren haben wir beobachtet, 
dass autoritäre Staaten in ihrer Nachbarschaft 
zunehmend an Einfluss gewinnen, etwa in 
Zentralasien, im Nahen Osten und Südame-
rika. „Es gibt autoritäre Staaten, die entweder 
bewusst und aktiv autoritäre Elemente in ihre 
direkte Nachbarschaft exportieren oder die 
von den angrenzenden Staaten als Vorbilder 
empfunden werden, weswegen die Nachbar-
staaten autoritäre Elemente übernehmen“, 
so Kneuer. In Venezuela, Ecuador, Bolivien 
und Nicaragua wurden etwa Regeln für die 
Wiederwahl von Präsidenten verändert. Auch 
Techniken der Medienkontrolle verbreiten sich. 
Entweder wird Expertise von Internetkontrolle 
oder Internetzensur weitergegeben oder es gibt 
Länder, die ihr Internet „besser in den Griff 
kriegen wollen“ und nach Modellen suchen, 
wie das gelingt. 


